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Bildungs- und  
Teilhabepaket (BuT)

Factsheet

Das Wichtigste in Kürze

1.	� Das Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) soll Kindern 

und Jugendlichen aus einkommensarmen Familien 

ihr Recht auf Bildung, soziale Teilhabe und Persön-

lichkeitsentwicklung sichern. In der Praxis wird  

dieser Anspruch vielfach nicht eingelöst: Viele leis-

tungsberechtigte Kinder und Jugendliche erhalten 

die Leistungen nicht oder nur unter hohem büro

kratischem Aufwand.1 

2.	� Die Inanspruchnahme des BuT bleibt auch 15 Jahre 

nach seiner Einführung deutlich hinter dem Bedarf 

zurück. Besonders problematisch ist der Teilhabe-

betrag für soziale und kulturelle Aktivitäten: Bun-

desweit wird er nur von einem kleinen Teil der an-

spruchsberechtigten Kinder und Jugendlichen 

1	 Wir danken Prof. Dr. Tanja Klenk, Prof. Dr. Anne Lenze, Prof. Dr. 
Sylvia Veit und Dr. Claudia Wenzig für wertvolle Hinweise und 
Anregungen.

genutzt: Im Rechtskreis des SGB II erhalten ihn  

ungefähr 18 Prozent der 6- bis unter 15-Jährigen 

sowie 12 Prozent der 15- bis unter 18-Jährigen; 

minderjährige Leistungsbezieher:innen im SGB XII 

und AsylbLG noch seltener (8 bzw. 5 %).2 Zwischen 

den Bundesländern gibt es dabei deutliche Unter-

schiede. Damit bleibt gerade der Kernbereich der 

sozialen Teilhabe vielfach ungedeckt. 

3.	� Der Zugang zum BuT hängt stark vom Wohnort ab. 

Obwohl es sich um einen bundesrechtlich geregelten 

Anspruch handelt, unterscheiden sich kommunale 

Antrags-, Bewilligungs- und Abrechnungsverfahren 

erheblich. Teilweise sind Bewilligungspraktiken 

schärfer, als sie das Gesetz vorsieht. Dadurch ent-

stehen ungleiche Teilhabechancen für Kinder und 

Jugendliche je nachdem, wo sie aufwachsen. 

2	 Alle Werte können nicht als exakte Inanspruchnahmequoten, 
sondern lediglich Näherungswerte interpretiert werden – siehe 
dazu die Erläuterungen in diesem Factsheet.

Antje Funcke und Sarah Menne1
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8.	� Es braucht einen grundlegenden Wechsel von einer 

Misstrauens- zu einer Vertrauenskultur: Eltern  

nutzen Geldleistungen für ihre Kinder – für eine 

systematische Zweckentfremdung gibt es keine  

empirischen Belege. BuT-Leistungen sollten daher 

möglichst automatisch oder nach einfacher Be-

darfsanmeldung gewährt werden und der Teilhabe-

betrag sollte pauschal und bedarfsgerecht ausge-

staltet sein. Daneben ist die soziale Infrastruktur 

junger Menschen zu stärken. Klares Ziel muss sein, 

dass das BuT tatsächlich bei den Kindern und Ju-

gendlichen ankommt. 

9.	� Der Bundesgesetzgeber, der das BuT eingeführt 

hat, hat dafür Sorge zu tragen, dass die BuT-Leistun-

gen junge Menschen erreichen. So könnte der Staat 

zeigen, dass eine moderne und bürger:innennahe 

Verwaltung möglich ist, die dazu beiträgt, dass so

zial benachteiligte Kinder und Jugendliche gut auf-

wachsen können. Das würde das Vertrauen von 

Bürger:innen in den Staat und damit auch die De-

mokratie erhöhen.

4.	� Zentrale Hürden für die Inanspruchnahme sind die 

Zersplitterung des BuT über verschiedene Rechts-

kreise, unklare Zuständigkeiten, komplexe Formu

lare, Nachweispflichten, fehlende Informationen, 

Scham und Stigmatisierungserfahrungen. Das BuT 

ist damit selbst Teil des Problems: Ein Leistungssys-

tem, das Teilhabe ermöglichen soll, erschwert sie 

vielerorts durch seine bürokratische Ausgestaltung. 

5.	� Das BuT ist nicht bedarfsgerecht und hat keine em-

pirische Fundierung. Es fehlen regelmäßige, bun-

desweite Daten zu tatsächlichen Bedarfen von Kin-

dern und Jugendlichen für Bildung und Teilhabe.  

Die bisherige Höhe zentraler Leistungen – insbe-

sondere des Teilhabebetrags (15 Euro pro Monat) – 

reicht offensichtlich nicht aus, um reale Kosten für 

Freizeit, Sport, Kultur, Aktivitäten mit Peers und in-

dividuelle Interessen verlässlich abzudecken.

6.	� Die derzeit erheblichen Datenlücken rund um das 

BuT müssen geschlossen werden: Teilhabebedarfe 

müssen unter Beteiligung von Kindern und Jugend-

lichen erhoben und rechtskreisübergreifende bun-

desweite Statistiken zu Anspruchsberechtigten,  

tatsächlicher Nutzung, Ausgaben und Verwaltungs

kosten angelegt werden. Ohne belastbare Daten 

und regelmäßige Evaluation lässt sich kaum über-

prüfen, ob das BuT sein Ziel erreicht und wo Refor-

men besonders dringend ansetzen müssen. 

7.	� Die Vorschläge der Sozialstaatskommission bieten 

wichtige Ansatzpunkte für eine Reform: Ein neues 

Sozialleistungssystem, das SGB II, SGB XII, Wohn-

geld und Kinderzuschlag zusammenführt, verein-

fachte Rechtsbegriffe, wohnortnahe Erstanlaufstel-

len, weniger Nachweispflichten und eine moderne, 

funktionierende digitale Verwaltung könnten den 

Zugang zum BuT deutlich erleichtern. Mit Blick auf 

das BuT müssen die Vorschläge weitergedacht und 

praxistauglich gestaltet werden.



Factsheet

Bildungs- und Teilhabepaket (BuT)  ·  3

Welche Leistungen umfasst das BuT?

Das BuT umfasst insgesamt sechs Teilleistungen:  

 

1.	� Finanzierung von ein- und mehrtägigen Ausflügen 

und Fahrten mit der Schule, der KiTa oder in der 

Kindertagespflege

2.	� Pauschale für den persönlichen Schulbedarf (Schul-

jahr 2025/26 insgesamt 195 Euro: 130 Euro ausge-

zahlt zu Beginn des 1. Schulhalbjahres und 65 Euro 

zu Beginn des 2. Schulhalbjahres; der Bedarf wird 

jährlich mit dem gleichen Prozentwert wie der Re-

gelbedarf erhöht)

3.	� Übernahme der Kosten für die Schüler:innenbeförde-

rung, sofern sie nicht anderweitig abgedeckt werden

4.	� Finanzierung einer außerschulischen Lernförde-

rung, wenn keine vergleichbaren schulischen Ange-

bote bestehen

5.	� Übernahme der Kosten der gemeinschaftlichen 

Mittagsverpflegung in Schule, KiTa oder Kinderta-

gespflege

6.	� Teilhabebetrag (2026 in Höhe von 15 Euro/Monat) 

für die Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben 

(z. B. für Vereinsmitgliedschaft, Musikunterricht, 

Freizeiten sowie ggf. Erstattung der tatsächlichen 

Aufwendungen für notwendige Ausrüstungsgegen-

stände, wenn diese nicht bereits über die Regelbe-

darfe gedeckt werden3)

Alle Teilleistungen des BuT ergeben in Summe eine  

erhebliche finanzielle Unterstützung für Familien mit  

geringem Einkommen bzw. im Bezug von Grundsiche-

rungsleistungen. Insofern stellt das BuT in der Gesamt

schau für Familien und ihre Kinder eine wichtige Un-

terstützung dar – wenn es denn in Anspruch 

genommen wird.

3	 Tatsächliche Ausgaben für notwendige Ausrüstungsgegenstände 
wie Instrumente oder Schutzkleidung für bestimmte Sportarten 
können zusätzlich übernommen werden, wenn diese nicht über 
die Regelbedarfe abgedeckt werden können; allgemeine Aus-
rüstungsgegenstände wie Sportkleidung allerdings nicht, da sie 
über die Regelbedarfe zu decken sind (Lenze 2023). Es ist jedoch 
davon auszugehen, dass diese Möglichkeit häufig nicht bekannt 
ist und auch sehr selten genutzt wird.

Was ist das Bildungs- und 
Teilhabepaket?

Das Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) umfasst Leis-

tungen, die spezifische Bildungs- und Teilhabebedarfe 

von Kindern und Jugendlichen decken sollen, wenn 

diese aus dem Haushaltseinkommen der Familie nicht 

getragen werden können. Anspruchsberechtigte der 

BuT-Leistungen sind die Kinder und Jugendlichen 

selbst (Lenze 2023). Hintergrund der Einführung des 

BuT war ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG), in dem erstmals ein Teilhabegrundrecht von 

Kindern und Jugendlichen formuliert wurde. Demnach 

hat der Staat bei der Sicherung ihres Existenzmini-

mums nicht nur ihre sächliche Existenz abzudecken, 

sondern auch die in den jeweiligen Entwicklungspha-

sen notwendigen Bedarfe für ein Mindestmaß an sozia-

ler Teilhabe und Persönlichkeitsentwicklung (Bartel-

heimer et al. 2016, Lenze 2010; siehe Kasten zur 

Historie des BuT).

In der Begründung des Gesetzes zur Einführung des 

BuT heißt es, dass Bildung und Teilhabe am Leben in 

der Gemeinschaft für junge Menschen eine „Schlüssel-

funktion für die Herstellung von Chancengerechtig-

keit“ haben und „eine ungünstige materielle häusliche 

Ausgangsbasis für Kinder und Jugendliche kein Hinde-

rungsgrund sein [darf, d.V.], am Leben Gleichaltriger 

teilzuhaben“ (BT-Drucksache 17/3404). Ziel des BuT 

ist es daher, jungen Menschen unabhängig von ihrer 

Herkunft und der finanziellen Situation ihrer Familie 

die Möglichkeit zur Teilhabe an Sport, Kultur und Ge-

meinschaft sowie an Bildung in KiTa und Schule zu er-

öffnen.
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Wer kann BuT-Leistungen beziehen?

Die ersten fünf Teilleistungen des BuT gehören in den 

Bereich der Bildungsbedarfe und sind an den Besuch 

einer allgemeinen oder berufsbildenden Schule bzw. 

teilweise einer KiTa oder Kindertagespflege geknüpft. 

Sie werden bis zum 25. Lebensjahr gewährt, sofern 

keine Ausbildungsvergütung bezogen wird. Der Teil

habebetrag zur Deckung des Teilhabebedarfs wird nur 

bis zum 18. Lebensjahr gewährt, dafür aber auch, wenn 

keine Schule mehr besucht wird (Lenze 2023).

Anspruch auf BuT-Leistungen haben junge Menschen, 

die selbst oder deren Familien eine der folgenden  

Sozialleistungen beziehen:

•	 Grundsicherung (SGB II),

•	� Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-

rung bzw. Hilfe zum Lebensunterhalt (SGB XII),

•	� Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

(AsylbLG),

•	 Wohngeld oder 

•	 Kinderzuschlag (KiZ).

Das BuT ist damit eine Komplementärleistung, die an 

verschiedene Hauptleistungen anknüpft. Entsprechend 

ist es in unterschiedlichen Rechtskreisen verankert und 

geregelt (§ 28 SGB II, § 34 SGB XII oder § 6b BKGG) 

(Bogumil/Gräfe 2025).

Neben diesen „Regelfällen“ kann ein Anspruch auf BuT 

auch dann bestehen, wenn keine der genannten Sozial-

leistungen bezogen werden, die spezifischen Bildungs- 

und Teilhabebedarfe der Kinder aber nicht gedeckt 

werden können (sogenannte „Bedarfsauslösung“) 

(BMAS 2024).

Historie des BuT

Das BuT wurde im Jahr 2011 eingeführt. Hinter-

grund war ein Urteil des BVerfG vom 9. Februar 

2010, in dem das Gericht die Ableitung des Bedar-

fes von Kindern als Prozentsatz des Regelsatzes 

von Erwachsenen als nicht hinreichend transparent 

sowie empirisch und methodisch unzureichend 

fundiert und damit als nicht verfassungskonform 

bewertet hat. Mit der Aussage, dass Kinder „keine 

kleinen Erwachsenen“ seien, hat das BVerfG viel-

mehr anerkannt, dass sich das Existenzminimum 

von Kindern an kindlichen Entwicklungsphasen 

ausrichtet und das umfassen muss, was für die Per-

sönlichkeitsentfaltung eines Kindes notwendig ist 

(Bartelheimer et al. 2016). Damit begründete das 

BVerfG in dem Urteil erstmals ein Teilhabegrund-

recht für Kinder (Lenze 2010). 

Die Existenzsicherung von Kindern geht damit 

über das sächliche Existenzminimum hinaus 

und soll auch „die Sicherung der Möglichkeit zur 

Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen und zu 

einem Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftli-

chen, kulturellen und politischen Leben“ sowie bei 

schulpflichtigen Kindern einen zusätzlichen Be-

darf für Aufwendungen zur Erfüllung schulischer 

Pflichten umfassen, damit es nicht zu einem „Aus-

schluss von Lebenschancen“ kommt (Lenze 2023, 

Bartelheimer 2016). 

Das Gericht forderte den Gesetzgeber auf, Re-

gelbedarfe neu zu bemessen und insbesondere 

Bedarfe von Kindern und Jugendlichen reali-

tätsgerecht neu zu bestimmen. Statt diese Teil-

habebedarfe in die Regelsätze für Kinder und Ju-

gendliche zu integrieren, führte der Gesetzgeber 

mit dem BuT ein neues Leistungssystem ein, das 

Bildungs- und Teilhabebedarfe von Kindern vor-

rangig über zweckgebundene Sach- und Dienst-
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Mit dem Starke-Familien-Gesetz, das am 1. Juli 

2019 in Kraft trat, sollte das BuT vereinfacht und 

der Zugang verbessert werden (Schabram et al. 

2025, Lenze 2023): 

•	� Das Antragsverfahren wurde erleichtert: Bei 

Bezieher:innen von SGB II-, SGB XII- und Leis-

tungen nach dem AsylbLG umfasst der Grund-

antrag seitdem automatisch auch die BuT-Leis-

tungen, mit Ausnahme der Lernförderung.

•	� Die Leistungserbringung durch Geldleistungen 

wurde gestärkt. Sie sind nun ebenso möglich 

wie Sach-, Dienstleistungen sowie Direktzah-

lungen. 

•	� Der Betrag für den Schulbedarf sowie der Teil-

habebetrag wurden erhöht.

•	� Beim Mittagessen und der Schulbeförderung 

entfielen die Eigenanteile der Eltern.

•	� Die Voraussetzungen für den Erhalt von Lern-

förderung wurden gelockert, so dass diese 

nicht nur im Falle einer drohenden Nicht-Ver-

setzung in die nächsthöhere Klassenstufe mög-

lich ist.

•	� Schulen wurde die Möglichkeit eingeräumt, 

Sammelabrechnungen vorzunehmen. 

leistungen decken sollte. Hintergrund war, dass 

diese als effektiver erachtet wurden, da so ver-

mieden werden sollte, dass zusätzlich pauschal 

ausgezahlte Geldleistungen von den Eltern ander-

weitig, d. h. nicht für die Kinder, ausgegeben wer-

den (siehe Kasten Geldleistungen kommen bei 

Kindern an). Neuartig war zudem, dass die kon-

krete Umsetzung des Leistungssystems in die 

Selbstverwaltung der Kommunen gegeben wurde 

(Bartelheimer et al. 2016), die auf diesem Wege 

eine „Leistungsgewährung aus einer Hand“ er-

möglichen sollten (Lenze 2023). 

Finanziert werden die Ausgaben für das BuT vom 

Bund. Die im Zusammenspiel mit SGB II-Leistun-

gen, Wohngeld und Kinderzuschlag entstandenen 

Kosten für BuT-Leistungen erstattet der Bund den 

Kommunen über eine erhöhte Beteiligung an den 

Kosten der Unterkunft und Heizung in vollem Um-

fang (Schabram et al. 2025).

Im Jahr 2012 wurde das BuT in Folge eines wei-

teren Urteils des BVerfG auf Kinder und Jugend-

liche im Bezug von Leistungen nach dem AsylbLG 

ausgeweitet (Lenze 2023). 

In der ersten Evaluation des BuT von 2013 bis 

2016 zeigte sich, wie aufwendig und kosteninten

siv die Organisation und Verwaltung des BuT mit 

seinen Teilleistungen für alle Beteiligten war: für 

Anspruchsberechtigte, Anbieter:innen, Schulen  

und KiTas sowie für die vor allem kommunalen  

Verwaltungen. Zugleich erwies sich die Inanspruch-

nahme des BuT als niedrig, wobei es zwischen den 

einzelnen Teilleistungen Unterschiede gab. Auch 

die enormen Unterschiede in der kommunalen 

Umsetzung des BuT machte die Evaluation deut-

lich (Bartelheimer et al. 2016). 
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fragten BuT-Verwaltungen im Ruhrgebiet schriftliche 

Anträge. In den Rechtskreisen SGB XII und AsylbLG 

sind es über 70 Prozent. Damit bestehen vielerorts 

weiterhin formale Zugangshürden, obwohl diese mit 

dem Starke-Familien-Gesetz deutlich reduziert werden 

sollten (ebd.).

Es hängt daher für Familien sehr stark von der jeweili-

gen Hauptleistung, aber auch vom Wohnort ab, ob sie 

BuT-Leistungen einfach nutzen können oder aber kom-

plexe Formulare ausfüllen sowie Nachweise und Be-

scheinigungen vorlegen müssen. Besonders aufwendig 

ist die Beantragung, wenn zusätzliche Schulbescheini-

gungen, Anbieterangaben, Leistungsbescheide oder 

Nachweise über Kosten erforderlich sind (ebd.). 

Dabei haben die Kommunen einen großen Handlungs-

spielraum, wie verständlich und umfangreich Antrags-

formulare gestaltet werden können, welche Nachweise 

jeweils für die Teilleistungen erbracht werden müssen 

und in welchen Sprachen Anträge verfügbar sind. In der 

Praxis gibt es eine große Bandbreite an Verwaltungs-

verfahren, die die Anspruchsberechtigten ggf. bewälti-

gen müssen. So können Kommunen einen Globalantrag 

ermöglichen, mit dem alle BuT-Teilleistungen auf ein-

mal beantragt werden können, oft sind aber auch für 

jede Teilleistung gesonderte Anträge erforderlich. Mal 

können Leistungen gleich für mehrere Kinder des glei-

chen Haushalts beantragt werden, vielfach ist aber für 

jedes Kind ein eigener Antrag notwendig (Bogumil/

Gräfe 2025). 

Insgesamt ist festzuhalten, dass die Beantragung von 

BuT-Leistungen eine Hürde darstellt, die ihre Inan-

spruchnahme erschwert. Dabei hängt es stark von der 

kommunalen Umsetzung ab, wie hoch diese Hürde ist. 

Wechseln Familien von einem in einen anderen Rechts-

kreis, etwa vom Bürgergeld ins Wohngeld, können sich 

zudem die Zuständigkeiten für die Beantragung von 

BuT-Leistungen ändern. Des Weiteren können Bewilli-

gungslücken entstehen, wenn etwa die Gewährung der 

Haupt- und der BuT-Leistungen auseinanderfallen, z. B. 

weil ein neu zu stellender Antrag auf Wohngeld lange 

Bearbeitungszeiten mit sich bringt. 

Wo und wie können BuT-Leistungen 
beantragt werden? 

Beziehen Familien Leistungen nach SGB II, SGB XII 

oder dem AsylbLG, ist eine gesonderte Beantragung 

der BuT-Leistungen prinzipiell nicht erforderlich. Sie 

gelten als mit dem Hauptantrag „(stillschweigend) mit-

beantragt“ (BMAS 2024). Eine Ausnahme dabei ist die 

Lernförderung, die gesondert beantragt werden muss. 

Familien, die Kinderzuschlag oder Wohngeld beziehen, 

müssen einen eigenen Grundantrag auf BuT-Leistun-

gen stellen (Bogumil/Gräfe 2025). 

Die konkrete Umsetzung und Ausgestaltung des BuT 

liegt in der Verantwortung der Kommunen und wird 

dort sehr unterschiedlich gehandhabt (ebd.). Generell 

gilt, dass Bezieher:innen von SGB II-Leistungen sich an 

das Jobcenter wenden müssen. Für alle anderen an-

spruchsberechtigten Familien aus den unterschiedli-

chen Rechtskreisen sind die Jobcenter in der Regel 

nicht zuständig. Hier entscheiden die Kommunen bzw. 

die Kreise und kreisfreien Städte, an welche Stelle(n) 

sich die Bürger:innen jeweils wenden müssen, um 

BuT-Leistungen beantragen zu können (BMAS 2026a). 

In den Kommunen können unterschiedliche Ämter für 

das BuT zuständig sein, z. B. die Jobcenter, das Jugend-, 

Sozial- und/oder Schulverwaltungsamt. Mal müssen 

sich BuT-Berechtigte aller Rechtskreise an eine Stelle 

wenden, mal sind je nach Rechtskreis verschiedene 

Stellen zuständig. Teilweise können Anträge auch mit 

Unterstützung von KiTas, Schulen bzw. Schulsozialar-

beit, freien Trägern oder Vereinen bei den zuständigen 

Ämtern gestellt werden (Bogumil/Gräfe 2025). Die je-

weiligen Ansprechpartner:innen und Zuständigkeiten 

für die Beantragung von BuT sind für Anspruchsbe-

rechtigte daher häufig nur schwer zu durchschauen.

Eine aktuelle Untersuchung der BuT-Verwaltungs

praxis im Ruhrgebiet von Bogumil und Gräfe (2025) 

zeigt zudem, dass viele Kommunen weiterhin schrift

liche oder elektronische Anträge für BuT-Leistungen 

verlangen. Dies gilt, obwohl Anträge im SGB II, SGB XII 

und AsylbLG grundsätzlich nicht mehr verpflichtend 

sind. So verlangen im Bürgergeld 46 Prozent der be-
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beitenden in Ämtern, aber z. B. auch Lehrkräften, als 

Empfänger:innen von Sozialleistungen zu erkennen 

geben müssen und so mitunter Stigmatisierung und 

Scham erleben (ebd.). 

Um bürokratieärmere Verfahren anzubieten, bündeln 

Kommunen vielfach Zuständigkeiten, reduzieren Nach-

weispflichten oder nutzen digitale Abrechnungssyste-

me, z. B. indem Schulen Ausflüge oder das Mittagessen 

über Sammelabrechnungen einreichen können oder di-

gitale Bildungskarten eingeführt werden. Digitale Bil-

dungskarten können u. a. dazu beitragen, den Anspruch 

auf BuT durch Vorlage der Karte bzw. Kartennummer 

leichter nachzuweisen und Abrechnungen mit Schulen, 

Caterern, Vereinen, Nachhilfeinstituten und anderen 

Anbietern zu vereinfachen. Sie können – je nach Ausge-

staltung – auch die Stigmatisierung von Kindern und El-

tern verringern, z. B. indem alle Kinder einer Kommune 

eine solche Bildungskarte erhalten und nicht nur an-

spruchsberechtigte Kinder. Sind sie mit einem digitalen 

Informationsportal über Angebote in der Kommune 

verbunden, können auch Informationshürden teilweise 

verringert werden. Im Ergebnis reduzieren diese Syste-

me den Aufwand für Familien und Verwaltung.

Die unterschiedliche Verwaltungspraxis in den Kom-

munen führt dazu, dass es auch bei der Bewilligung von 

BuT-Leistungen deutliche kommunale Unterschiede 

gibt. Besonders bei der Lernförderung, der Schülerbe-

förderung sowie dem Teilhabebetrag zeigt sich, dass 

verschiedene Rechtsverständnisse in den Kommunen 

vorliegen und unbestimmte Rechtsbegriffe unter-

schiedlich ausgelegt werden. So werden Kosten für 

Lernförderung mancherorts gedeckelt oder zusätzliche 

Bewilligungskriterien eingeführt, die im Gesetz gar 

nicht vorgesehen sind (z. B. darf eine gewisse Anzahl 

unentschuldigter Fehlstunden in der Schule nicht über-

schritten werden) (Bogumil/Gräfe 2025). Im Ergebnis 

bekommen Kinder und Jugendliche in einer Kommune 

Leistungen bewilligt, in einer anderen hingegen nicht, 

nur in geringerem Umfang oder unter strengeren Be-

dingungen. Mitunter können solche Unterschiede 

selbst innerhalb von Kommunen festgestellt werden, 

d. h. dass das Jobcenter anders BuT bewilligt als das  

Sozialamt des gleichen Landkreises (ebd.).  

Wie werden die BuT-Leistungen 
bewilligt und gewährt?

Auch die Bewilligung und Art der Bereitstellung der ein-

zelnen BuT-Teilleistungen liegt weitgehend in der Hand 

der Kommunen. Die Kommunen entscheiden, in wel-

cher Form Leistungen erbracht werden. Möglich sind 

•	 Geldleistungen an die Familien,

•	� personalisierte Gutscheine, die bei den Anbietern 

abgegeben werden und von diesen dann bei der 

Kommune zur Erstattung eingereicht werden,

•	� Direktzahlungen an Anbieter über Einzel- oder 

Sammelabrechnungen sowie 

•	� elektronische Abrechnungssysteme wie Bildungs-

karten. 

Die Auszahlung einer Geldleistung an die Anspruchs-

berechtigten ist dabei nur möglich, wenn tatsächlich 

entstehende Kosten der jeweiligen BuT-Teilleistungen 

nachgewiesen werden. Eine Ausnahme stellt der per-

sönliche Schulbedarf dar, der als Pauschalbetrag ohne 

Nachweispflichten an den entsprechenden Stichtagen 

an die Eltern ausgezahlt wird. Der Teilhabebetrag in 

Höhe von 15 Euro/Monat wird nicht pauschal monat-

lich ausgezahlt – hier sind, wenn er als Geldleistung an 

die Eltern gewährt wird, Nachweise notwendig (Bogu-

mil/Gräfe 2025).

In der Folge müssen viele Leistungen einzeln bewilligt 

werden, d. h. jede konkrete Inanspruchnahme einer 

Leistung muss erneut angezeigt, geprüft und abgerech-

net werden, was einen enormen Verwaltungsaufwand 

mit sich bringt. Die Studie von Bogumil und Gräfe 

(2025) zeigt, dass solche Einzelbewilligungen insbeson-

dere beim Teilhabebetrag und der Lernförderung üb-

lich sind. Für Familien bedeutet das viele Wege zur Ver-

waltung, Nachweispflichten und Wartezeiten. 

Besonders schwierig wird es, wenn die Familien zu-

nächst in Vorleistung gehen müssen und die Kosten, 

z. B. für die Musikschule, erst später (und teilweise 

dann nur anteilig bis zum Maximalbetrag von 15 Euro/

Monat) erstattet werden. 

Hinzu kommt, dass sich Eltern, Kinder und Jugendliche 

in diesen Prozessen immer wieder gegenüber Mitar-
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Arbeit Daten zu den bewilligten BuT-Leistungen. Für 

die Rechtskreise SGB XII und AsylbLG stehen entspre-

chende Daten beim Statistischen Bundesamt zur Ver-

fügung. Bundesweite Daten zum Rechtskreis des 

BKGG (Kinderzuschlag und Wohngeld) werden hinge-

gen nicht erhoben (Bundestag 2021; Paritätische For-

schungsstelle 2025).

Die Evaluation des Bildungs- und Teilhabepakets aus 

dem Jahr 2016 versuchte die Inanspruchnahme des 

BuT über die Rechtskreise hinweg zu erfassen. Auf-

grund der oben beschriebenen Datenprobleme konn-

ten dazu keine amtlichen Statistiken herangezogen 

werden; vielmehr musste auf Schätzungen sowie eine 

Sonderbefragung zurückgegriffen werden.4 Die Evalua-

tion kam zum Schluss, dass ein Großteil der Anspruchs-

berechtigten das BuT nicht nutzen. Jedoch wurde das 

BuT von der Mehrheit der Leistungsberechtigen und 

nochmal häufiger von denjenigen, die es tatsächlich 

nutzen, als wichtige Leistung eingeschätzt, die eine er-

hebliche finanzielle Entlastung für die Familie darstellt 

(Bartelheimer et al. 2016).

Seit dieser ersten Evaluation gab es keine weiteren Be-

strebungen, die Entwicklungen der Inanspruchnahme 

des BuT regelmäßig oder zumindest nach einem zeitli-

chen Abstand erneut zu erfassen. Da keine Daten zur 

Inanspruchnahme vorliegen, behilft sich der Paritäti-

sche Gesamtverband in seinen Analysen zum Teilhabe-

betrag des BuT mit sog. „Teilhabequoten“. Darunter 

verstehen die Autor:innen die Quoten der gemeldeten 

Bewilligungen auf die BuT-Komponente „Teilhabe am 

sozialen und kulturellen Leben“ im Verhältnis zur 

Grundgesamtheit der anspruchsberechtigten Kinder 

im SGB II im Alter von 6 bis 15 Jahren. Aufgrund von 

unterschiedlichen Altersabgrenzungen bezieht sich der 

Paritätische dabei nur auf die 6- bis unter 15-Jährigen 

(Schabram et al. 2025) und nicht auf alle Kinder unter 

18 Jahren. Die so ermittelten Teilhabequoten zeigen 

4	 Eine gesonderte Befragung im Rahmen des Panels Arbeitsmarkt 
und Soziale Sicherung (PASS) des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung zeigte, dass etwa die Hälfte aller anspruchsbe-
rechtigten Kinder und Jugendlichen im Zeitraum 2011 bis 2014 
mindestens eine Leistung des BuT genutzt hat, darunter 21 Pro-
zent Leistungen zur soziokulturellen Teilhabe. Das waren deut-
lich mehr, als Schätzungen der Bundesagentur für Arbeit erga-
ben (Achatz/Wenzig 2016).

Das ist problematisch, weil es sich beim BuT um einen 

bundesrechtlich geregelten Anspruch von Kindern und 

Jugendlichen handelt, die tatsächliche Zugänglichkeit 

und Einlösung dieses Anspruchs vor Ort aber de facto 

stark variiert (ebd.). Das eigentliche Ziel, Kindern und 

Jugendlichen Bildung und Teilhabe zu eröffnen, wird so 

konterkariert. 

Wer nutzt das BuT? Daten und Fakten

Genaue Zahlen darüber, wie viele Kinder und Jugendli-

che (potenziell) Anspruch auf das BuT hätten und wie 

viele es tatsächlich in Anspruch nehmen, gibt es nicht. 

Voraussetzung für die Nutzung des BuT ist, wie oben 

erwähnt, dass bestimmte andere Sozialleistungen be-

willigt wurden. Beantragt eine Familie aus unterschied-

lichen Gründen trotz vorliegender Anspruchsberechti-

gung diese Sozialleistungen nicht, können die Kinder 

auch keine BuT-Leistungen erhalten. So nehmen Schät-

zungen zufolge 35 bis 55 Prozent der Anspruchsbe-

rechtigten keine SGB II-Leistungen in Anspruch, bei 

den SGB XII-Leistungen sind es 60 Prozent (Sielaff/

Wilke 2024). Mit Blick auf Wohngeld und Kinderzu-

schlag liegen die geschätzten Werte zur Nicht-Inan-

spruchnahme in verschiedenen Studien zwischen 60 

und 80 Prozent (Baisch et al. 2023).

Auch wenn man sich nur auf diejenigen konzentriert, 

die aktuell die entsprechenden Sozialleistungen bezie-

hen, ist die Anzahl der Anspruchsberechtigten nicht er-

fasst: Diese variiert je nach Teilleistung (z. B. Kinder 

und Jugendliche unter 18 Jahren für den Teilhabebe-

trag, Schüler:innen für die Lernförderung etc.) und 

müsste daher auch gesondert für jede Teilleistung er-

mittelt werden. Die Anzahl der Kinder und Jugendli-

chen unter 18 Jahren bzw. 25 Jahren, die die jeweilige 

Sozialleistung beziehen, stellt also lediglich einen gro-

ben Anhaltspunkt für die Anzahl der potenziell An-

spruchsberechtigten dar (siehe auch Bartelheimer et 

al. 2016). 

Eine vollständige Statistik zur tatsächlichen Bewilli-

gung und Nutzung von BuT-Leistungen über alle 

Rechtskreise hinweg liegt bislang nicht vor. Für den 

Rechtskreis des SGB II erfasst die Bundesagentur für 
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sind und der Teilhabebetrag nur bis zum 18. Lebensjahr 

bezogen werden kann, ist es sinnvoll – wenn möglich – 

sich auf die Gruppe der Kinder von 6 bis unter 18 Jah-

ren zu konzentrieren. Die Statistik der Bundesagentur 

für Arbeit zeigt für den Rechtskreis des SGB II, dass 

eine große Mehrheit der 6- bis unter 15-Jährigen (86 % 

bzw. 1,02 Mio.) sowie der 15- bis unter 18-Jährigen 

(70 % bzw. 290.000)6 im Jahr 2025 mindestens einmal 

eine Leistung des BuT bewilligt bekommen hat (siehe 

Datenanhang).7 

Am häufigsten wird der Schulbedarf genutzt. Obwohl 

dieser eigentlich ohne gesonderten Antrag zu Beginn 

jedes Schuljahres an schulpflichtige Kinder im SGB II 

ausgezahlt werden sollte, liegt die Nutzungsquote le-

diglich bei 78 Prozent (6 bis unter 15 Jahre) bzw. 60 

Prozent (15 bis unter 18 Jahre) (Abbildungen 1 und 2).8 

Vergleichsweise häufig wird die gemeinsame Mittags-

verpflegung genutzt (37 bzw. 20 %). Lernförderdung 

und Zuschüsse zu Klassenfahrten oder Ausflügen fal-

len nur bei Bedarf an – sie werden daher seltener be-

willigt. Lernförderung und eintägige Ausflüge scheinen 

von der jüngeren Schüler:innengruppe häufiger ge-

nutzt zu werden, Klassenfahrten etwas häufiger von 

der älteren Gruppe. Die Schülerbeförderung ist in vie-

len Kommunen auf anderem Wege geregelt, z. B. durch 

kostenfreien Schulbusverkehr oder ÖPNV-Tickets ab 

einer bestimmten Entfernung zwischen Wohnort und 

Schule, sodass diese Leistungsart nicht für alle Kinder 

6	 Zudem haben 272.000 Kinder unter 6 Jahren und ca. 90.000 
junge Menschen zwischen 18 und 25 Jahren mindestens eine 
Leistung bewilligt bekommen – diese Altersgruppen betrachten 
wir aus den o. g. Gründen im Folgenden nicht weiter.

7	 Dabei unterscheidet die Statistik nicht, ob die Leistung regelmä-
ßig, sporadisch oder einmalig angefallen ist (Bundesagentur für 
Arbeit 2026a). Bei Teilleistungen wie Schulausflügen ist eine ein-
malige Leistung wahrscheinlich, bei Leistungen wie Mittagessen 
oder Schülerbeförderung, die in der Regel für ein Schul(halb)jahr 
bewilligt werden, ist eine regelmäßige Nutzung wahrscheinlich; 
bei Nachhilfe oder dem Teilhabebetrag wäre eine Differenzie-
rung interessant und aufschlussreich. Aufgrund der unterschied-
lichen landes- und kommunenspezifischen Handhabung bei ei-
nigen Leistungen ist ein Vergleich dieser Anteile zwischen den 
Bundesländern nicht gut zu interpretieren.

8	 Dies könnte daran liegen, dass in die Werte für die Bundeslän-
der sowie Deutschland insgesamt nur plausible Daten aus den 
einzelnen Kreisen/Städten einfließen, legt jedoch aufgrund der 
doch großen Differenz zu 100 Prozent nahe, dass ggf. trotz die-
ser Vorgabe nicht alle Kinder und noch weniger Jugendliche die 
Leistung für den Schulbedarf erhalten.

nicht die tatsächlich realisierte Nutzung, denn bewillig-

te Angebote könnten auch aus verschiedensten Grün-

den nicht genutzt werden. So wird in Kommunen mit 

Bildungskarten die Ausgabe der Karte als Bewilligung 

erfasst, jedoch nutzen nicht alle Kinder, die eine solche 

Karte haben, auch die darüber verfügbaren Angebote. 

Daten eines Anbieters von Bildungskarten (Syrcon 

GmbH) zeigen, dass nur bei ca. 30 Prozent der ausge-

gebenen Karten in den teilnehmenden Kommunen der 

Teilhabebetrag (ganz oder teilweise) abgebucht wird 

(Berechnungen von Syrcon GmbH, die der Bertels-

mann Stiftung vorliegen).

In Anlehnung an das Konzept des Paritätischen Ge-

samtverbandes stellen wir im Folgenden die Anzahl der 

Personen, die BuT-Leistungen bewilligt bekommen 

haben, im Verhältnis zur Anzahl derjenigen dar, die im 

jeweiligen Rechtskreis die für die Bewilligung des BuT 

notwendige Leistung (SGB II, SGB XII und AsylbLG) er-

halten – jeweils für unterschiedliche Teilleistungen des 

BuT sowie für unterschiedliche Altersgruppen, sofern 

verfügbar und sinnvoll auswertbar. Diese Anteile kön-

nen nicht als exakte Inanspruchnahmequoten interpre-

tiert und im Vergleich zu anderen Bundesländern, Krei-

sen oder Zeitpunkten gesetzt werden.5 Sie geben aber 

zumindest einen groben Eindruck, wie das BuT und 

seine unterschiedlichen Teilleistungen genutzt werden.

SGB II

Im Jahr 2025 haben 1,58 Mio. junge Menschen unter 

18 Jahren mindestens eine Leistung des BuT im Rechts

kreis des SGB II genutzt. Da viele Leistungsarten des 

BuT an den Besuch einer Bildungseinrichtung geknüpft 

5	 Erstens ist die genaue Anzahl der potenziell anspruchsberechtig-
ten Kinder und Jugendlichen nicht bekannt. Daher muss auf an-
dere Bezugsgrößen zurückgegriffen werden, etwa auf eine sog. 
„Anwesenheitsgesamtheit“ im Bereich des SGB II oder auf die 
Anzahl der Leistungsbezieher:innen von Regelleistungen nach 
dem AsylbLG oder dem SGB XII. Zweitens gibt es regional un-
terschiedliche Rahmenbedingungen, was die vorrangige Über-
nahme von Leistungen durch andere Stellen betrifft. Daher 
können in manchen Regionen Leistungsberechtigte im SGB II be-
stimmte Leistungsarten nur in Ausnahmefällen gewährt bekom-
men. Drittens ist beispielsweise die Schülerbeförderung in länd-
lichen Gegenden häufiger notwendig als in Städten, so dass das 
Verhältnis von Leistungsberechtigten mit Anspruch auf diese 
Leistungsart zu den Leistungsberechtigten unter 25 Jahren sich 
schon allein deswegen unterscheiden kann (siehe auch Bundes-
agentur für Arbeit 2026a).
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munale Regelungen erklären, wie etwa das kostenfreie 

Mittagessen für Grundschüler:innen in Berlin, unter-

schiedliche Regelungen bei der Schüler:innenbeförde-

rung oder dem Einsatz der Mittel für Lernförderung. So 

ist nicht in allen Ländern bzw. Kommunen der Bedarf 

der Kinder an diesen Leistungen gleich.

Anders erscheint es auf den ersten Blick beim Teilhabe-

betrag, da alle Kinder und Jugendlichen einen Bedarf 

an sozialer Teilhabe haben. Doch auch hier gibt es 

große Unterschiede: Den Teilhabebetrag haben je nach 

Bundesland 9 bis 59 Prozent der 6- bis unter 15-Jähri-

und Jugendlichen über das BuT abgerechnet werden 

muss und entsprechend am seltensten bewilligt wird. 

Besonders relevant für die Teilhabe am sozialen und 

kulturellen Leben ist der Teilhabebetrag, den bundes-

weit nur ca. 18 bzw. 12 Prozent der Kinder zwischen 6 

und 15 bzw. 15 und 18 Jahren nutzen. 

Zwischen und innerhalb der Bundesländer gibt es bei 

den einzelnen Leistungsarten (mit Ausnahme des 

Schulbedarfs) große Unterschiede. Dies lässt sich unter 

Umständen durch unterschiedliche Landes- oder kom-

Abbildung 1  |  �Teilhabequoten von 6- bis unter 15-jährigen Anspruchsberechtigten im SGB II an den jeweiligen 

Leistungsarten des BuT, Bundesländervergleich, im Jahr 2025

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2026a), eigene Berechnungen.

Baden-Württemberg

Bayern

Saarland

Rheinland-Pfalz Thüringen

Sachsen

Mecklenburg-
Vorpommern

Hamburg

Sachsen-
AnhaltNordrhein-Westfalen

Schleswig-
Holstein

Niedersachsen

Bremen

Hessen

Brandenburg

Deutschland

Westdeutschland

Ostdeutschland

Berlin

79,3

32,2

9,8

75,1

11,2

36,4

75,9

45,8

13,1

78,7

63,259,3

78,1

33,5
20,8

83,6

65,1

9,0

77,7

11,4 12,8

80,2

38,5

21,2

76,0

28,0

9,0

79,2

35,7

12,3

73,8

44,8

14,2

73,3

37,3

10,3

74,1

25,4
15,7

70,7

33,0

16,4

75,4

27,0
15,9

77,8

37,1

18,3

78,1

36,5

19,4

76,4

39,1

13,9

73,9

38,3
48,9

Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben

Mittagsverpflegung

Schulbedarf

In Prozent



Factsheet

Bildungs- und Teilhabepaket (BuT)  ·  11

gen bzw. 4 bis 48 Prozent der 15- bis unter 18-Jährigen 

erhalten. Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vor-

pommern fallen im Ländervergleich mit ihren im Ver-

gleich hohen Bewilligungsquoten in beiden Altersgrup-

pen auf (59 bzw. 48 % in SH, 38 bzw. 26 % in MV). Von 

den übrigen Ländern realisieren Niedersachsen und 

Nordrhein-Westfalen vergleichsweise hohe Bewilli-

gungsquoten in beiden Altersgruppen (ca. 21 bzw. ca. 

15 %), während in vielen Bundesländern die Quoten 

um 10 bis 15 Prozent (bei 6- bis unter 15-Jährigen) 

bzw. 5 bis 10 Prozent (bei 15- bis unter 18-Jährigen) 

schwanken (siehe Abbildungen 1 und 2). 

Abbildung 2  |  �Teilhabequoten von 15- bis unter 18-jährigen Anspruchsberechtigten im SGB II an den jeweiligen 

Leistungsarten des BuT, Bundesländervergleich, im Jahr 2025
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Empfänger:innen von Leistungen für Bildung und Teil

habe nach SGB XII im ersten Quartal 2025 dazu ins Ver-

hältnis, zeigt sich, dass die Mehrheit (64 %) der jungen 

Menschen im Sozialhilfebezug mindestens eine Leistung 

für Bildung und Teilhabe erhalten (siehe Tabelle 1). Ein 

direkter Vergleich mit den Werten im SGB II ist allein 

schon aufgrund der unterschiedlichen Altersgruppen 

nicht möglich. Zu beachten ist auch, dass junge Men-

schen in Einrichtungen ggf. andere Leistungen oder Leis-

tungen auf anderem Wege erhalten. Vergleicht man die 

Leistungsarten, so zeigt sich ein ähnliches Bild wie im 

SGB II: Leistungen für Schulbedarf werden am häufigs-

ten genutzt (51 %), gefolgt von der gemeinsamen Mit-

tagsverpflegung (22 %). Der Teilhabebetrag wird nur von 

7,5 Prozent abgerufen. Klassenfahrten, Ausflüge wie 

auch Lernförderung scheinen nur sehr wenig genutzt zu 

werden (siehe Tabelle 1).

AsylbLG

Auch im Rechtskreis des AsylbLG können keine exakten 

Inanspruchnahmequoten berechnet werden. Da es mit 

den verfügbaren Daten nicht möglich ist, die Alters-

gruppe der 6- bis unter 18-Jährigen zu betrachten, wei-

sen wir einmal Anteile aller Kinder und Jugendlichen 

unter 18 Jahren und darunter die 14- bis unter 18-Jäh-

rigen, die Leistungen für Bildung und Teilhabe nach 

AsylbLG erhalten, an der Anzahl der Bezieher:innen von 

Regelleistungen nach AsylbLG im jeweiligen Alter aus. 

Vergleicht man die Leistungsarten, zeigt sich auch hier 

ein ähnliches Bild wie im Rechtskreis des SGB II und 

SGB XII: Leistungen für den Schulbedarf werden am 

häufigsten genutzt, die Mittagsverpflegung am zweit-

häufigsten. Auch bei vorsichtiger Interpretation der 

Zahlen scheinen Kinder und Jugendliche im Asylbe-

werberleistungsbezug noch deutlich seltener Zugang 

zu Leistungen des BuT zu erhalten als junge Menschen 

im Rechtskreis des SGB II. So erhalten nur etwa die 

Hälfte der 14- bis unter 18-Jährigen Leistungen für 

Schulbedarf im Vergleich zu 60 Prozent der 15- bis 

unter 18-Jährigen im SGB II. Auch der Teilhabebetrag 

wird noch deutlich seltener genutzt (6 % im Vergleich 

zu 12 % in der genannten Altersgruppe), sodass ihnen 

ihr Recht auf soziale Teilhabe in den meisten Fällen ver-

wehrt bleibt (siehe Tabelle 2).

Die großen Unterschiede könnten u. a. dadurch erklärt 

werden, dass es Länder gibt, in denen viele Kommunen 

eine Bildungskarte nutzen. Dabei wird die Ausgabe einer 

Bildungskarte statistisch als Bewilligung einer Leistung 

zu Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben erfasst, 

nicht aber die tatsächliche Nutzung eines Angebots.9 

Welche weiteren Erklärungen es für die hohen Differen-

zen gibt – etwa ob einige Länder bzw. Kommunen Kinder 

und Jugendliche besonders einfach über die BuT-Leistun-

gen an Freizeitangebote heranführen oder den Zugang 

zu Freizeitangeboten auf anderem Wege, z. B. über gene-

rell kostenfreie Angebote, erleichtern –, muss im Einzel-

fall überprüft werden. Insgesamt deuten die Differenzen 

jedoch darauf hin, dass der Zugang zu Freizeit und sozia-

ler Teilhabe in Deutschland für Kinder aus einkommens-

schwachen Familien vom Wohnort abhängt. Die Ergeb-

nisse zeigen zudem, dass die große Mehrheit der Kinder 

im SGB II den Teilhabebetrag nicht erhält. 

SGB XII

Im Rechtskreis des SGB XII ist es wegen der genannten 

Gründe ebenfalls nicht möglich, Inanspruchnahmequo-

ten zu berechnen. Hinzu kommt, dass die Grundgesamt-

heit möglicher Empfänger:innen von BuT-Leistungen –  

also die Empfänger:innen von Hilfen zum Lebensunter

halt nach SGB XII – lediglich zu einem Stichtag (31.12.) 

erfasst werden, die Anzahl der BuT-Leistungsempfän-

ger:innen hingegen quartalsweise. Zum 31.12.2024 be-

zogen in Deutschland 23.385 Minderjährige Hilfen 

zum Lebensunterhalt nach SGB XII, darunter 4.690 

junge Menschen in Einrichtungen und 18.695 außer-

halb von Einrichtungen (Statistisches Bundesamt 

2026b). – eine vergleichsweise kleine Gruppe, die sich 

nicht sinnvoll weiter in Teilaltersgruppen oder auf 

Bundesländerebene untergliedern lässt. Setzt man die 

9	 Die Spannbreite der Quoten einzelner Kommunen geht noch 
weiter auseinander als beim Ländervergleich, z. B. beim Teilha-
bebetrag bei den 6- bis unter 15-Jährigen von 0,7 bis 99 Prozent. 
Die Daten eines Anbieters von Bildungskarten zeigen, dass nur 
im Schnitt 30 Prozent (zwischen 14 und 54 %) der Karteninha-
ber:innen aus den Kommunen, die die Bildungskarten des Anbie-
ters bereitstellen, auch tatsächlich den Teilhabebetrag nutzen. 
Auch wenn dies keine bundesweit repräsentativen Daten sind, 
legen sie nahe, dass die reine Bereitstellung einer Karte (häufig 
einhergehend mit sehr hohen Bewilligungsquoten) nicht gleich-
zusetzen ist mit der tatsächlichen Inanspruchnahme (Bundes-
agentur für Arbeit 2026a; Auswertung der Syrcon GmbH, die der 
Bertelsmann Stiftung vorliegt).
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Tabelle 2  |  �Empfänger:innen von Leistungen für Bildung und Teilhabe nach AsylbLG im 1. Quartal 2025 im 

Verhältnis zur Anzahl der Empfänger:innen von Regelleistungen nach AsylbLG der jeweiligen 

Altersgruppe*

Leistungsart
Altersgruppe

Empfänger:innen von Leistungen 
für Bildung und Teilhabe

Anzahl Anteil

Schulausflüge
unter 18 Jahre 3.735 2,8 %

davon 14 bis unter 18 Jahre 775 3,2 %

Mehrtägige Klassenfahrten
unter 18 Jahre 3.605 2,7 %

davon 14 bis unter 18 Jahre 1.080 4,5 %

Schulbedarf
unter 18 Jahre 47.675 35,1 %

davon 14 bis unter 18 Jahre 11.620 48,3 %

Schülerbeförderung
unter 18 Jahre 2.400 1,8 %

davon 14 bis unter 18 Jahre 1.070 4,5 %

Lernförderung
unter 18 Jahre 3.690 2,7 %

davon 14 bis unter 18 Jahre 855 3,6 %

Mittagsverpflegung
unter 18 Jahre 25.895 19,1 %

davon 14 bis unter 18 Jahre 2.825 11,8 %

Teilhabe am sozialen und kulturellen 
Leben in der Gemeinschaft

unter 18 Jahre 7.235 5,3 %

davon 14 bis unter 18 Jahre 1.500 6,2 %

Insgesamt
unter 18 Jahre 64.355 47,4 %

davon 14 bis unter 18 Jahre 13.735 57,1 %

* �Laut Statistischem Bundesamt bezogen 135.660 Personen unter 18 Jahren zum 31.12.2024 Regelleistungen nach AsylbLG, darunter 
24.035 Personen zwischen 14 und 18 Jahren. Andere Altersgruppen sind nicht sinnvoll auswertbar. Die Quoten sind aufgrund der 
unterschiedlichen Zeitpunkte der Erfassung von Zähler (Quartalsdaten) und Nenner (Stichtag 31.12.2024) vorsichtig zu interpretieren,  
da gerade im AsylbLG Fluktuationen der Zahlen erwartbar sind.

Quellen: Statistisches Bundesamt (2025a und 2026c), eigene Berechnungen.

Tabelle 1  |  �Empfänger:innen von Leistungen für Bildung und Teilhabe nach SGB XII unter 18 Jahre im  

1. Quartal 2025 im Verhältnis zur Anzahl der Empfänger:innen von Hilfen zum Lebensunterhalt  

nach SGB XII unter 18 Jahre*

Leistungsart

Empfänger:innen von Leistungen  
für Bildung und Teilhabe

Anzahl Anteil

Schulausflüge 690 3,0 %

Mehrtägige Klassenfahrten 1.000 4,3 %

Schulbedarf 11.845 50,9 %

Schülerbeförderung 280 1,2 %

Lernförderung 560 2,4 %

Mittagsverpflegung 5.050 21,7 %

Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben  
in der Gemeinschaft

1.755 7,5 %

Insgesamt 14.980 64,3 %

* �Laut Statistischem Bundesamt bezogen zum 31.12.2024 23.385 Personen unter 18 Jahren Hilfen zum Lebensunterhalt nach SGB XII. 
Dieser Wert kann als Näherungswert für die Grundgesamtheit gelten.

Quelle: Statistisches Bundesamt (2026a, 2026b), eigene Berechnungen.
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Die Nutzung des Schulstarterpakets schwankt seit 2016 

nur leicht zwischen 75 und 80 Prozent – und das, ob-

wohl das Paket eigentlich automatisch ausgezahlt wer-

den sollte. Die Nutzung der Leistungen für die gemeinsa-

me Mittagsverpflegung ist im Zeitverlauf von 31 auf 37 

Prozent angestiegen (in Westdeutschland sogar von 25 

auf 37 %), möglicherweise auch infolge einer stärkeren 

Inanspruchnahme ganztägiger Angebote an Schulen.10 

Die Nutzung des Teilhabebetrages bleibt über den Zeit-

verlauf hinweg jedoch gering bei unter 20 Prozent – 

dabei gehen die Werte in Ostdeutschland leicht von 19 

auf 14 Prozent zurück, während sie in Westdeutschland 

zwischen 17 und 20 Prozent schwanken.11 

Was kostet das BuT?

Eine umfassende Übersicht darüber, wie viel der Staat 

für das BuT ausgibt, gibt es nicht – weder über Ausgaben 

für die Auszahlung der BuT-Leistungen noch über Ver-

waltungskosten. Auch hier fehlt – wie schon bei der Er-

fassung der Inanspruchnahme – eine rechtskreisüber-

greifende bundesweite Statistik (Bundestag 2021). 

Hilfsweise können zumindest für die Rechtskreise 

SGB II und § 6b BKGG (KiZ) die Beträge der Bundes

beteiligung an den Leistungen für Unterkunft und  

Heizung herangezogen werden, unter dessen Oberbe-

griff der Bund den Ländern auch Ausgaben für das BuT 

auf Basis der von den Ländern gemeldeten Vorjahres-

ausgaben erstattet (Bundesrat 2025). Diese Bundes

zuschüsse geben die Länder dann an die Kommunen  

weiter. Im Jahr 2024 gaben die Länder insgesamt  

1,44 Mrd. Euro für BuT-Leistungen aus (ebd.).

10	 Eine Ausnahme stellt Berlin dar, da hier seit dem Schuljahr 
2019/2020 das gemeinsame Mittagessen bis einschließlich 
Klasse 6 für alle Schüler:innen kostenlos ist und somit i. d. R. nicht 
über das BuT abgerechnet werden muss.

11	 In den Jahren 2020 und 2021 lässt sich ein wahrscheinlich durch 
die Corona-Pandemie bedingter Rückgang feststellen, von dem 
sich die Werte in Westdeutschland ab 2022 erholten, in Ost-
deutschland jedoch nicht.

Kinderzuschlag und Wohngeld

Zu den Kindern, deren Familien Kinderzuschlag und/

oder Wohngeld beziehen, gibt es keine bundesweit 

verfügbaren Daten: Laut Bundesregierung wurde „auf 

die Einführung einer weiteren bundesweiten Statistik 

für die Bildungs- und Teilhabeleistungen nach dem 

Bundeskindergeldgesetz (…) bei Abwägung der zu er-

wartenden zusätzlichen Aussagekraft und dem damit 

verbundenen zusätzlichen Aufwand für die Verwaltung 

verzichtet“ (Bundestag 2021). Dabei handelt es sich an-

ders als bei Kindern im SGB XII und AsylbLG um keine 

vergleichsweise kleine Gruppe: 1,45 Mio. Kinder be

zogen im Jahr 2025 Kinderzuschlag (Bundesagentur 

für Arbeit 2026c). Nach den Kindern im SGB II (laut 

Bundesagentur für Arbeit (2026a) belief sich die Anwe-

senheitsgesamtheit für das BuT auf 2,85 Mio. junge 

Menschen) sind sie die zweitgrößte potenzielle Nut

zer:innengruppe des BuT. Zum Bezug von Wohngeld 

liegen keine Daten getrennt nach Altersgruppen vor. 

Das BuT wurde eingeführt, um Kindern und Jugendli-

chen ihr Recht auf Teilhabe zu gewährleisten. Dass der 

Staat auch 15 Jahre nach Einführung des BuT nicht 

nachhält, ob dies für die große Gruppe der Kinderzu-

schlags- und Wohngeldempfänger:innen unter 18 bzw. 

25 Jahren gelingt und wie viel Geld der Staat dafür ein-

setzen muss, ist erstaunlich.

Wie hat sich die Nutzung des BuT im 
Zeitverlauf verändert?

Wie oben ausgeführt, bemängelte bereits die erste 

Evaluation des BuT 2016 die geringe Inanspruchnahme 

der Leistungen (Bartelheimer et al. 2016). Seitdem 

wurde die Antragstellung zumindest für einige Teilleis-

tungen und Rechtskreise vereinfacht und in manchen 

Kommunen wurden einfachere Verwaltungswege ein-

geführt (etwa Bildungskarten). Für den Rechtskreis des 

SGB II zeigen Zeitreihendaten für die Gruppe der 6- bis 

unter 15-Jährigen allerdings, dass sich seitdem die An-

teile der Nutzer:innen mindestens einer BuT-Leistung 

an der Anwesenheitsgesamtheit kaum geändert haben 

(siehe Abbildung 3). 
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Im Rechtskreis des SGB XII meldet das Statistische Bun-

desamt für das Jahr 2025 Ausgaben für die Leistungen 

für Bildung und Teilhabe in Höhe von 12,5 Mio. Euro. 

Im Rahmen des AsylbLG beliefen sich die Ausgaben für 

die BuT-Leistungen im Jahr 2025 auf 43,3 Mio. Euro.13 

Für jede:n minderjährige:n Leistungsempfänger:in von 

BuT-Leistungen nach AsylbLG gab der Staat im Jahr 

2025 durchschnittlich 911 Euro aus, auf den ersten 

Blick eine nicht zu vernachlässigende Summe. Zieht 

13	 Die Werte sind vorsichtig zu interpretieren, da Zahlungsansprü-
che und tatsächliche Nutzung ggf. zeitlich auseinanderfallen 
könnten.

Für den Bereich des SGB II liegen zusätzlich gesonder-

te Daten zu den Ausgaben bzw. Zahlungsansprüchen 

vor, die allerdings unvollständig sind. Die Bundesagen-

tur für Arbeit übermittelt nur Ausgaben auf Ebene der 

Jobcenter und keine Gesamtsummen für Deutschland 

und die Bundesländer. Summiert man die verfügbaren 

Angaben der Jobcenter, ergeben sich im Jahr 2024 

Ausgaben für das BuT in Höhe von 807 Mio. Euro.12

12	 Diese Summe kann wie bereits erwähnt nicht als Gesamtheit der 
Zahlungsansprüche für BuT-Leistungen interpretiert werden. Zu 
den Einschränkungen der Daten siehe Bundesagentur für Arbeit 
2025 und Bundestag 2021. 
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Abbildung 3  |  �Teilhabequoten von 6- bis unter 15-Jährigen an ausgewählten Leistungsarten des BuT,  

2016 bis 2025

* In Berlin ist die Mittagsverpflegung an öffentlichen Schulen seit Schuljahr 2019/2020 für die Klassen 1 bis 6 kostenfrei und muss somit i. d. R. 
nicht über das BuT abgerechnet werden. Dies beeinflusst die entsprechende Teilhabequote für Ostdeutschland – in den anderen ostdeutschen 
Bundesländern ist entweder nur ein leichter Rückgang oder aber sogar ein leichter Anstieg zu verzeichnen.  
Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2026a), eigene Berechnungen.
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und Hürden auseinanderzusetzen, die einer erfolgrei-

chen Umsetzung und einer hohen Inanspruchnahme 

der BuT-Leistungen im Weg stehen bzw. zu überprüfen, 

aus welchen Gründen Anspruchsberechtigte Leistun-

gen nicht beantragen.

1.	 Strukturelle Hürden:

Die Zersplitterung des BuT über mehrere Rechtskreise 

und die Anlage als Komplementärleistung zu SGB II-, 

SGB XII- und AsylbLG-Leistungen sowie Wohngeld und 

Kinderzuschlag ist für Bürger:innen höchst intranspa-

rent und stellt eine große Hürde für die Inanspruch-

nahme der Leistungen insgesamt dar.

Obwohl das BuT eine bundesrechtliche Norm ist, liegt 

seine Durchführung vollständig in den Händen der 

Kommunen. Dies führt zu einer enormen Heterogeni-

tät der Verwaltungspraxis. Die Antragsprozesse sind 

vielfach komplex und mit einem hohen bürokratischen 

Aufwand sowohl für Bürger:innen als auch für die Ver-

waltung verbunden. In der Folge meiden Bürger:innen 

eine Beantragung der Leistungen oder scheitern am 

komplexen Verwaltungsverfahren. In der Evaluation 

des BuT gaben ein Fünftel der Leistungsberechtigten 

an, das BuT aufgrund der komplexen Antragsverfahren 

nicht zu nutzen (Bartelheimer et al. 2016).

In der Verwaltung führen diese Strukturen zu Überlas-

tungen und langen Bearbeitungszeiten. Angesichts des 

zunehmenden Fachkräftemangels verschärft dies die 

Herausforderungen für die zuständigen Behörden zu-

sätzlich.

Unterschiedliche Verfahren, kommunalpolitische Aus-

legungen, Verwaltungslogiken bis hin zu einer unein-

heitlichen Entscheidungspraxis in den Behörden haben 

vor allem aber unterschiedliche Bewilligungspraktiken 

zur Folge – mal großzügiger, mal restriktiver (Bogumil/

Gräfe 2025, Neske-Rixius 2025). Der über das BuT ge-

währte Anspruch von Kindern und Jugendlichen auf 

Bildung und Teilhabe wird dadurch je nach zuständigem 

Amt bzw. Wohnort in unterschiedlichem Maße einge-

löst. Ungleiche Teilhabechancen junger Menschen sind 

die Konsequenz. Das Ziel gleichwertiger Lebensver-

hältnisse wird daher unterlaufen. Das machen die un-

man davon das Schulstarterpaket in Höhe von 195 

Euro ab, bleiben allerdings nur rund 60 Euro im Monat. 

Fällt gemeinsames Mittagessen an, wäre diese Summe 

allein dadurch in den meisten Fällen aufgebraucht bzw. 

würde sogar selbst dafür nicht ausreichen.

Zu den Ausgaben für die Auszahlung der BuT-Leistun-

gen müssten die Verwaltungskosten für das komplexe 

Leistungssystem hinzugerechnet werden. Doch auch 

für sie gibt es keine aktuellen Untersuchungen bzw. 

Daten. Eine Schätzung lieferte das Teilprojekt „Mes-

sung des Erfüllungsaufwands“ im Rahmen der Evalua

tion des BuT (Bartelheimer et al. 2015). Dabei kamen 

die Autor:innen auf einen jährlichen Erfüllungsaufwand 

bei den kommunalen Leistungsstellen in Höhe von rund 

136 Mio. Euro, bei Leistungsanbietern auf rund 43,8 

Mio. Euro und bei den Schul- und KiTa-Verwaltungen 

auf rund 2,7 Mio. Euro. Insgesamt fielen demnach über  

182 Mio. Euro an Verwaltungskosten pro Jahr an. Zu-

sätzlich wurden auf Seiten der Leistungsberechtigten 

u. a. Sachkosten von rund 12,2 Mio. Euro und rund 2,8 

Mio. Stunden für Antragstellung sowie Wege/Warte-

zeiten geschätzt. Allerdings sind diese Zahlen veraltet. 

Mittlerweile gibt es teilweise andere Antrags- und Ver-

waltungswege. Aufgrund der komplexen bürokratischen 

Verwaltung des BuT und seiner Teilleistungen ist es 

insgesamt nicht möglich, den tatsächlichen Aufwand 

für die Verwaltung zu beziffern. Klar ist aber, dass eine 

nicht unbeträchtliche Summe der Kosten für das BuT  

in die Verwaltung fließen – dieses Geld kommt den Kin-

dern selbst nicht zugute.

Warum wird das BuT so oft nicht in 
Anspruch genommen? Hürden und 
Defizite

Die verfügbaren Daten zur Inanspruchnahme von 

BuT-Leistungen zeigen, dass das BuT auch 15 Jahre 

nach Einführung in noch geringerem Maße genutzt 

wird als andere Sozialleistungen (siehe oben). Der bun-

desgesetzlich formulierte Rechtsanspruch von jungen 

Menschen auf Bildung und Teilhabe und das Ziel, Kin-

dern und Jugendlichen gesellschaftliche Teilhabemög-

lichkeiten zu eröffnen, werden faktisch nicht eingelöst. 

Es ist daher geboten, sich intensiver mit den Defiziten 
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vielfach, dass sie Bescheide zur Hauptleistung und An-

gaben zu ihren persönlichen Verhältnissen immer wie-

der im Kontakt mit unterschiedlichen Ämtern vorlegen 

bzw. machen müssen und es keinen Datenaustausch 

zwischen den Verwaltungsstellen gibt (Digitalservice 

2026). Hinzu kommen je nach Bewilligungszeitraum 

der Hauptleistung oder bei einem Wechsel von einer 

Hauptleistung in eine andere (z. B. aus dem Grundsi-

cherungsbezug in den Bezug von Wohngeld und Kin-

derzuschlag) immer wieder neue Beantragungen der 

BuT-Leistungen. 

3.	 Individuelle Hürden:

Neben fehlenden Informationen kann die Nichtinan-

spruchnahme von BuT oder anderen Grundsicherungs-

leistungen von Seiten der Bürger:innen auch auf Stig-

matisierungsängste oder Scham zurückgeführt 

werden. Diese Ängste und Gefühle können dabei auf 

konkreten Erfahrungen im Kontakt mit Ämtern und 

Verwaltungsmitarbeiter:innen beruhen, aber auch 

durch diese überwunden werden. Vielfach äußern 

Menschen in finanziellen Notlagen auch den Anspruch, 

diese selbst überwinden und keine Sozialleistungen 

nutzen zu wollen (Huppertz et al. 2024).

Bürger:innen wägen zudem in der Regel Aufwand und 

Ertrag der Beantragung bzw. Nutzung einer Leistung 

ab. Ist das Antragsverfahren in einem ohnehin stressi-

gen und sorgenvollen Alltag sehr zeitaufwendig und die 

zustehende Leistung bzw. die erwartbare Summe eher 

gering, sehen sie von einer Antragstellung ab (ebd.). 

Der Teilhabebetrag in Höhe von 15 Euro/Monat, der  

in den meisten Fällen die Musikschule oder den Sport-

verein nicht deckt, könnte in diesem Sinne für Eltern 

unattraktiv sein (siehe Kasten 15 Euro im Realitäts-

check). 

4.	 Fehlende (Steuerungs-)Daten:

Die fehlenden bzw. weitgehend unzureichenden bun-

desweiten Daten zu Anspruchsberechtigten, Inan-

spruchnahme und Kosten des BuT sind ein Hemmnis 

für seine erfolgreiche Umsetzung und Weiterentwick-

lung. Wie oben beschrieben, liegen Daten für die ein-

zelnen Rechtskreise in unterschiedlicher Form und bei 

terschiedlichen regionalen Inanspruchnahmequoten 

der BuT-Leistungen deutlich (siehe oben). 

2.	 Informations- und Kommunikationshürden: 

Damit Eltern oder Jugendliche BuT-Leistungen nutzen 

können, müssen sie wissen, dass es diese Leistungen 

überhaupt gibt, wer einen Anspruch hat, an wen sie 

sich ggf. wenden können und wie sie die Leistungen 

dann beziehen bzw. beantragen können. 

Das BuT ist mit seinen Teilleistungen und der Anbin-

dung an jeweils unterschiedliche „Hauptleistungen“ 

nicht nur komplex, wie oben dargestellt. Es ist in der 

Öffentlichkeit und insbesondere bei den Anspruchsbe-

rechtigten auch wenig bekannt (Digitalservice 2026). 

Zudem wird bei der Bewilligung der „Hauptleistung“ 

vielfach nicht direkt auf den Anspruch auf BuT-Leis

tungen verwiesen (ebd.). Insgesamt wissen viele An-

spruchsberechtigte daher nicht, dass sie BuT beziehen 

können bzw. was das BuT als Gesamtpaket umfasst.

Haben Bürger:innen diese Hürde genommen und  

wissen, dass sie einen Anspruch auf BuT-Leistungen 

haben, gilt es, die Stelle(n) zu finden, bei der bzw. bei 

denen sie einen Antrag für die Leistung(en) stellen  

können. Zudem müssen sie sich darüber informieren, 

für welche Angebote genau sie die jeweiligen Teilleis-

tungen einsetzen können (z. B. welche Vereine/Musik

schulen, Ferienfreizeiten, Nachhilfeangebote etc.).  

Der Informations- und Zeitaufwand ist für die Bür-

ger:innen insgesamt sehr hoch. In der Evaluation des 

BuT gaben etwa die Hälfte derjenigen, die trotz An-

spruch keine BuT-Leistungen bezogen, Informations- 

und Kommunikationsprobleme als Hürde an (Bartel-

heimer et al. 2016).

Obwohl schriftliche Anträge für BuT-Leistungen ge-

setzlich nicht mehr durchgängig verpflichtend sind, 

sind sie in der Praxis in den Kommunen vielfach nach 

wie vor Standard (Bogumil/Gräfe 2025). Das Ausfüllen 

der oftmals komplexen und schwer zu verstehenden 

Anträge sowie das Erbringen der erforderlichen Nach-

weise stellen die nächsten Hürden für Bürger:innen dar 

– insbesondere, wenn sie nicht gut Deutsch sprechen 

(ebd.). Nicht nachvollziehbar ist dabei für Bürger:innen 
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schiedliche Altersgruppen. Auch ob die Aspekte von 

Bildung und Teilhabe, die vom BuT abgedeckt werden 

sollen, die tatsächlichen altersspezifischen Bedarfe von 

Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen tref-

fen, ist nicht belegt. 

Mit Blick auf den Teilhabebetrag reichen 15 Euro pau-

schal und über die komplette Kindheit und Jugend  

realistisch kaum für Vereinsmitgliedschaften oder  

Musikschule aus (siehe Kasten 15 Euro im Realitäts-

check). Unverständlich sind auch die unterschiedlichen 

Altersgrenzen für die Leistungen: Die Teilhabeleistung 

wird bis zum 18. Lebensjahr gewährt, die Leistungen im 

Kontext Schule bis zum Alter von 25 Jahren, sofern 

eine Schule besucht wird (Lenze 2023).

Insgesamt fehlt eine umfassende Bedarfserhebung für 

Kinder und Jugendliche, die Aussagen über die tatsäch-

liche Höhe der monetären Bedarfe für Bildung und so-

ziale Teilhabe treffen könnte. Diese wäre unerlässlich, 

wenn das ursprüngliche Ziel des BuT – nämlich die Ge-

währleistung des kindlichen Grundrechts auf Bildung, 

Teilhabe und Persönlichkeitsentwicklung, wie es das 

BVerfG gefordert hat – nicht aus dem Blick geraten 

soll. 

Was ist zu tun? Reformoptionen

Die einschlägige Forschung zeigt: Kinder und Jugend

liche in einkommensarmen Familien sind materiell un-

terversorgt – vor allem, was die soziale Teilhabe angeht 

(u. a. Tophoven et al. 2018, Lietzmann/Wenzig 2024, 

2020, Statistisches Bundesamt 2025b). Dies ist einer-

seits unmittelbare Folge dessen, dass das BuT häufig 

nicht in Anspruch genommen wird und Leistungen wie 

der Teilhabebetrag nicht empirisch hinterlegt sind. An-

dererseits verdeutlichen diese Forschungsergebnisse, 

dass das BuT dringend benötigt wird, um elementare 

Bedarfe an sozialer und kultureller Teilhabe zu decken.  

Es ist nicht hinnehmbar, dass seit Bestehen des BuT –  

d. h. seit inzwischen 15 Jahren – aufgrund der hohen 

Nicht-Inanspruchnahme existenzielle Bedarfe von Kin-

dern und Jugendlichen nicht gedeckt sind.

verschiedenen Stellen vor, im Rechtskreis BKGG sind 

sogar keine bundesweiten Daten verfügbar. Inanspruch-

nahmequoten lassen sich für keinen der Rechtskreise 

sauber bemessen; für SGB II, SGB XII und AsylbLG kön-

nen sie lediglich abgeschätzt werden. Seit der ersten 

Evaluation 2016 ist keine weitere erfolgt. Ohne Daten, 

eine systematische und regelmäßige Berichterstattung 

sowie Evaluation fehlt die Grundlage für eine evidenz-

basierte Weiterentwicklung des BuT.

5.	� Fehlende Passung von tatsächlichen Bedarfen 
und BuT-Leistungen:

Das BuT fördert allein institutionalisierte Freizeitange-

bote wie den Mal- und Sportkurs, nicht aber das Skate-

board, die Wasserfarben, das Taschengeld – also Kos-

ten, die anfallen, wenn ein Kind ein individuelles Hobby 

vorzieht oder aber frei verfügbare finanzielle Ressour-

cen für Treffen mit der Peergroup benötigt. Dabei sind 

gerade Aktivitäten mit Freund:innen für Jugendliche 

elementar, um dazu zu gehören und sich nicht ausge-

grenzt zu fühlen (Steinhauer et al. 2025). Des Weiteren 

werden Fahrt- und Verpflegungskosten für Klassen-

fahrten und Ausflüge zwar komplett übernommen, 

nicht aber z. B. die Kosten für Taschengeld. 

Kinder haben vielfältige Bedarfe nach Freizeit, Bildung 

und Teilhabe. Dennoch gaben in der Evaluation des 

BuT die Hälfte derjenigen, die das BuT nicht nutzen, 

fehlende Bedarfe als Grund für die Nicht-Beantragung 

an (Bartelheimer et al. 2016). Das deutet darauf hin, 

dass die vielfältigen Teilhabebedarfe junger Menschen 

nicht allein über einen 15-Euro-Zuschuss zu institutio-

nalisierten Angeboten gedeckt werden können, son-

dern ein breiteres Verständnis davon notwendig ist, 

was Kinder und Jugendliche für gutes Aufwachsen, Bil-

dung und Teilhabe brauchen. Zudem sollte eine gute 

und bedarfsgerechte Bildungs- und Freizeitinfrastruk-

tur deutschlandweit zur Verfügung stehen.

6.	� Fehlende empirische Fundierung der 
Bildungs- und Teilhabebedarfe:

Art und Höhe der Leistungen des BuT sind weder be-

darfsgerecht noch empirisch fundiert. So fehlt es an 

Daten zu den Ausgaben für den Schulbedarf für unter-
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Kosten für spezielle Ausrüstungsgegenstände zu-

sätzlich beantragt werden kann, müssen Familien 

darüber hinaus weitere Kosten im Zusammen-

hang mit den Hobbies ihrer Kinder selbst tragen, 

etwa für ausreichende und passende Sportklei-

dung und -schuhe, Beiträge für die Mannschafts-

kasse, das Weihnachtsgeschenk für die Trainerin 

oder das Taschengeld bei der Chorfreizeit. 

Hinzu kommt: Soziale und kulturelle Teilhabe um-

fasst mehr als institutionalisierte Freizeitange-

bote. Persönliche Hobbies, wie malen oder Inliner 

fahren, werden vom Teilhabebetrag nicht finan-

ziert. Ausflüge mit Freund:innen oder der Fami-

lie, z. B. ins Schwimmbad, zum Minigolfen oder ins 

Museum, müssen Eltern vollständig aus eigener 

Tasche zahlen. Insbesondere ältere Kinder und Ju-

gendliche benötigen zudem (Taschen-) Geld, um 

mit ihren Freund:innen etwas zu unternehmen, 

wie Eis essen, ins Kino gehen, an den Badesee fah-

ren, gemeinsam grillen etc. Es würde helfen, die 

15 Euro/Monat für all diese Bedarfe wenigstens 

pauschal auszuzahlen, wenngleich sie dann immer 

noch nicht die tatsächlichen Teilhabebedarfe jun-

ger Menschen abdecken, können Kinder und Ju-

gendliche das Geld zumindest für selbstgewählte 

Bedarfe einsetzen. Gleichzeitig würde der Verwal-

tungsaufwand enorm reduziert. 

Der Teilhabebetrag besteht den Realitätscheck 

daher nicht. Er ist eher ein Zuschuss als eine be-

darfsdeckende Leistung für organisierte Frei-

zeitangebote und deckt andere Bedarfe nach 

sozialer Teilhabe gar nicht ab. Eine empirisch fun-

dierte Bedarfserhebung unter Beteiligung von 

Kindern und Jugendlichen ist notwendig, um zu 

klären, welche Kosten für soziale Teilhabe tat-

sächlich entstehen und wie hoch eine bedarfs

gerechte Leistung sein müsste.

15 Euro im Realitätscheck

Der Teilhabebetrag des BuT beträgt aktuell 15 

Euro/Monat – das sind 50 Cent pro Tag bzw. 180 

Euro/Jahr. Im Vergleich dazu gaben im Jahr 2018 

Familien, deren Nettoeinkommen im untersten 

Zehntel aller Haushalte lag, für ein Kind durch-

schnittlich 47 Euro/Monat für Freizeit, Unter-

haltung und Kultur aus – Familien, deren Netto-

einkommen im obersten Zehntel lag, 205 Euro/

Monat (iwd 2022). 

Auch ein kurzer Preischeck zeigt: Für einzelne, 

niedrigschwellige Aktivitäten kann der Betrag hel-

fen. Für regelmäßige soziale und kulturelle Teil-

habe reicht er nicht aus. So kostet der Besuch 

einer Musikschule je nach Unterrichtsform und 

Instrument zwischen 30 und über 100 Euro im 

Monat, hinzu kommen etwa 15 Euro für ein Leih

instrument.1

Möchte ein Kind oder Jugendliche:r einen Sport 

ausüben, sind die 15 Euro ebenfalls schnell aufge-

braucht. Zwar kosten Mitgliedschaftsbeiträge in 

Sportvereinen oft nur 6 bis 7,50 Euro/Monat für 

Kinder und Jugendliche (Bundesinstitut für Sport-

wissenschaft 2024), hinzukommen ggf. Sparten-

beiträge, etwa im Fußball oder Handball. Ver-

einsbeiträge für den Tennis- oder Reitverein 

liegen deutlich über diesen Beträgen, hinzu kom-

men dabei noch Ausgaben für Tennis- oder Reit-

stunden. Für Schwimmkurse entstehen häufig 

Kosten in Höhe von 80 bis 150 Euro für eine Kurs-

reihe je nach Region und Anbieter.2 

15 Euro/Monat decken somit die Vereinskosten 

für Sportarten wie Kinderturnen, Handball oder 

Fußball ab, reichen aber für viele andere Sport-

arten nicht aus. Auch wenn die Übernahme der 

1	 Beispielhafte Zahlen aus den Städten Bremen, Erfurt, Gütersloh, 
Magdeburg, München, Schwerin und Speyer.

2	  Siehe Schwimmen lernen wird zum Luxus | Sparkasse.de

https://www.sparkasse.de/aktuelles/kosten-schwimmkurs.html
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digitale Verwaltungsprozesse bieten dafür wichtige 

Ansatzpunkte. Voraussetzung ist, dass digitale Lö-

sungen nicht zusätzliche Hürden schaffen. Sie müs-

sen einfach bedienbar, mehrsprachig, barrierearm 

und durch analoge Unterstützung ergänzt werden. 

Die für das BuT konkret vorgeschlagene App könn-

te Antragsverfahren und Abrechnungen vereinfa-

chen, Transparenz über Angebote vor Ort erhöhen 

und mit einer Erinnerungsfunktion die Nutzung der 

Leistungen bewerben. Das zeigen digitale Bildungs-

karten bereits.

•	� Die von der Kommission angedachte Vereinfa-

chung der Auszahlung des Teilhabebetrags auf-

grund einer Bedarfsanmeldung ist ein richtiger  

Gedanke. Demnach müssten Familien Belege nicht 

mehr vorlegen, aber aufbewahren, damit diese im 

Rahmen von Plausibilitätsprüfungen oder Stich

probenkontrollen vorgelegt werden können.

Sollten diese Vorschläge tatsächlich zeitnah vom Ge-

setzgeber umgesetzt werden, wäre das ein wirklich 

„großer Wurf“. Ob es dazu kommt und wie lange der 

Prozess dauert, ist aktuell allerdings nicht abzusehen. 

Auch ist unklar, welche Vereinfachungen sich für Be

zieher:innen von Leistungen nach dem AsylbLG er

geben könnten. 

Für eine schnelle und praxistaugliche Umsetzung ist es 

zentral, zum einen gute bestehende Beispiele in den 

Kommunen und die dort gemachten Erfahrungen zu 

berücksichtigen. Zum anderen sollten auch erfolgrei-

che Angebote aus der Zivilgesellschaft aufgegriffen 

werden, wie die BuT-Beratung von Viva Equality oder 

das digitale Antragsportal WeFix.Social.16 

Mit Blick auf das BuT reichen die vorliegenden Vor-

schläge aber noch nicht aus. Bei Reformüberlegungen 

sind folgende zentrale Punkte mitzubedenken: 

16	 Bei der BuT-Beratung von Viva Equality helfen mehrsprachige  
Berater:innen Familien, informieren sie über ihnen zustehende 
Leistungen und unterstützen bei der Beantragung (Viva Equa-
lity). WeFix.Social pilotiert aktuell ein Online-Portal, über das 
Bürger:innen ihre Ansprüche auf Sozialleistungen prüfen, unter-
stützt durch Chat und KI automatisiert Anträge ausfüllen und 
Nachweise hochladen können. Auch die Kommunikation mit den 
Behörden übernimmt das Portal (WeFix.Social).

Damit das BuT endlich seinem Anspruch gerecht wird, 

Kindern und Jugendlichen ihr Recht auf Teilhabe zu ge-

währleisten, müssen Wege gefunden und gegangen 

werden, damit das BuT bedarfsgerecht ist und bei den 

Kindern ankommt. Die aktuelle Debatte um eine Re-

form des Sozialstaats bietet dabei ein Gelegenheits-

fenster, um auch das BuT grundlegend zu verbessern. 

Die Vorschläge der Sozialstaatskommission mit einem 

einheitlichen Sozialleistungssystem, vereinfachten 

Rechtsbegriffen, wohnortnahen Erstanlaufstellen für 

alle Leistungen sowie der Digitalisierung und Moderni-

sierung der Verwaltung (BMAS 2026) wären wichtige 

Schritte für eine Reform des BuT – sie müssen aber 

noch weitergedacht bzw. konkretisiert werden: 

•	� Die von der Sozialstaatskommission vorgeschlagene 

Zusammenführung von SGB II, SGB XII, Kinderzu-

schlag und Wohngeld in ein neues Sozialleistungs-

system bedeutet deutlich weniger Komplexität so-

wohl für Anspruchsberechtigte des BuT als auch für 

die Verwaltung.14 Mit den einzelnen Rechtskreisen 

aktuell verbundene Unterschiede in der Beantra-

gung und Bewilligung sowie mögliche Bewilligungs

lücken aufgrund von Rechtskreiswechseln würden 

vermieden.

•	� Wohnortnahe, gut erreichbare Erstanlaufstellen 

für alle Sozialleistungen für Bürger:innen können 

Informationen über und den Zugang zum BuT  

deutlich erhöhen. Sie sind entscheidend, damit  

Bürger:innen ohne sicheren Internetzugang, mit 

Sprachbarrieren oder geringer digitaler sowie Ver-

waltungserfahrung nicht ausgeschlossen werden.15 

•	� Digitale Verwaltungsverfahren können die Inan-

spruchnahme des BuT erheblich erleichtern. Der 

vorgeschlagene One-Stop-Shop für Sozialleistun-

gen sowie ein einheitlicher „Deutschland-Stack“ für 

14	 Eine solche Zusammenlegung von Leistungen, um Bürokratie 
und die Komplexität des Sozialsystems abzubauen, war auch Ziel 
der Kindergrundsicherung, die in der letzten Legislaturperiode 
(2021–2025) gescheitert ist.

15	 Wie wichtig neben der Bündelung von Leistungen und digitalen 
Antragsmöglichkeiten eine gute wohnortnahe Beratung und Un-
terstützung für eine Erhöhung der Inanspruchnahme von Sozial-
leistungen sind, zeigen auch positive internationale Beispiele aus 
Frankreich und Finnland (van Rießen 2026).

https://vivaequality.de
https://wefix.social
https://vivaequality.de
https://vivaequality.de
https://wefix.social
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Unterbrechungen in den Bewilligungzeiträumen, 

die derzeit beim Wechsel von einer in eine andere 

Sozialleistung (etwa von SGB II ins Wohngeld) ent-

stehen, müssen dabei vermieden werden, damit die 

Leistungen durchgängig erbracht werden. Das gilt 

besonders für die pauschalierbaren und regelmäßig 

wiederkehrenden Leistungen wie Schulbedarf, Mit-

tagessen oder Teilhabeleistungen. 

•	� Bedarfsgerechte, empirisch fundierte Ermittlung 

der BuT-Leistungen: Die Höhe der BuT-Leistungen 

sollte empirisch fundiert und regelmäßig angepasst 

werden. Dabei müssen junge Menschen als Ex-

pert:innen in eigener Sache beteiligt und ihre Be-

darfe erhoben werden. Dafür braucht es eine regel-

mäßige, partizipative Bedarfserhebung, die die 

tatsächlichen Bedarfe von Kindern und Jugend

lichen an gesellschaftlicher Teilhabe erfasst und  

Zugangsbarrieren aus ihrer Sicht aufzeigt. Maßstab 

für die Höhe von BuT-Leistungen sollte sein, welche 

Kosten tatsächlich im Durchschnitt entstehen, 

damit Kinder und Jugendliche die nötige Ausstat-

tung für KiTa und Schule haben und an Sport, Kultur, 

Musik, Freizeitangeboten, Ferienaktivitäten und  

sozialem Leben teilnehmen können. Der aktuelle 

Teilhabebetrag in Höhe von 15 Euro/Monat – und 

auch die im Koalitionsvertrag vorgesehene Erhö-

hung auf 20 Euro/Monat – müssen auf dieser Basis 

hinterfragt werden. Sind Leistungen zu niedrig be-

messen und decken reale Kosten nicht ab, bleibt die 

soziale Teilhabe eingeschränkt.

•	� Leistungen in der Infrastruktur abdecken: Bildung 

und Teilhabe finden wesentlich in Bildungsinstituti-

onen sowie Jugendeinrichtungen statt. Das kosten-

lose Mittagessen könnte einfach über KiTas und 

Schulen gewährleistet werden, indem es für alle zur 

Verfügung gestellt wird – sei es kostenfrei für alle 

oder aber im Hintergrund stigmatisierungsfrei über 

Eltern oder die zuständigen Ämter abgerechnet. 

Gleiches gilt für ÖPNV-Tickets für den Weg zur 

Schule (wobei diese idealerweise auch über den 

Schulweg hinaus nutzbar sein sollten, um jungen 

Menschen Mobilität zu ermöglichen bzw. zu er

leichtern). 

•	� Vertrauens- statt Misstrauenskultur: Das BuT be-

ruht als Leistungssystem vor allem auf einem hohen 

Misstrauen Eltern gegenüber, dass sie pauschal aus-

gezahlte Geldleistungen für ihre Kinder zweckent-

fremden könnten. Folgen dieses Misstrauens sind der 

enorme Prüf- und Verwaltungsaufwand, hohe Ver-

waltungskosten und die niedrige Inanspruchnahme. 

Hier ist ein Umdenken und ein Vertrauensvorschuss 

gegenüber Bürger:innen erforderlich (siehe auch 

Jäkel et al. 2025), zumal es keine empirischen Bele-

ge für eine systematische Zweckentfremdung von 

Geldleistungen durch Eltern gibt. Vielmehr gibt es 

Befunde, die ihre Wirksamkeit belegen (siehe Kas-

ten Geldleistungen kommen bei den Kindern an). 

Familien zu vertrauen – auch wenn sie aus welchen 

Gründen auch immer ein geringes Einkommen 

haben – bedeutet z. B. den Teilhabebetrag pauschal 

auszuzahlen. Damit wäre Teilhabe auch nicht be-

schränkt auf institutionelle Angebote, bei denen 

Ausgaben wie eine Vereinsmitgliedschaft nachge-

wiesen werden können, sondern Aktivitäten wie 

Grillen mit Peers, Malen oder Zeichnen wären 

ebenfalls abgedeckt. Den Mehrausgaben für die 

pauschale Auszahlung stünden zudem Einsparun-

gen auf Seiten der Verwaltung entgegen.

•	� Anspruchsberechtigte über ihre Rechte informie-

ren: Ein zentrales Problem des BuT ist, dass viele 

Anspruchsberechtigte es schlicht nicht kennen. 

Mehrsprachige Informationskampagnen (auch über 

Social Media) sollten darüber aufklären, was das 

BuT umfasst und wie es beantragt wird. Dabei soll-

ten auch junge Menschen in den Blick genommen 

werden, damit sie ihre Ansprüche kennen und selbst 

geltend machen können. Gerade in Familien mit  

Zuwanderungsgeschichte sind es häufig die älteren 

Kinder, die aufgrund besserer Sprachkenntnisse  

Anträge für die Familie und Geschwister stellen.

•	� BuT-Leistungen proaktiv gewähren: Wo der An-

spruch bereits aus dem Bezug einer Hauptleistung 

erkennbar ist, sollten BuT-Leistungen möglichst au-

tomatisch oder nach einfacher Bedarfsanmeldung 

gewährt werden. Das sollte für alle Hauptleistun-

gen gleichermaßen gelten und in der Praxis auch 

tatsächlich deutschlandweit umgesetzt werden.  
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kung der sozialen Infrastruktur gewährleistet werden – 

ohne individuelle Anträge, Stigmatisierung und Verwal-

tungskosten.

•	� Wirkungsorientierte Weiterentwicklung des BuT: 

Es braucht bessere Daten zur Nutzung und zu den 

Bedarfen, um das BuT als System regelmäßig zu 

evaluieren und weiterzuentwickeln. Eine bundes-

einheitliche Statistik zu Anspruch, Bewilligung, Aus-

gaben, Nutzung sowie Kosten ist dafür unerlässlich. 

Sie schafft Transparenz und Vergleichbarkeit – auch 

Jedes Kind bestmöglich individuell zu unterstützen und 

zu fördern, ist Auftrag der Schule. Zusätzliche Lernför-

derung wäre entsprechend überflüssig, wenn Schulen 

hierfür ausreichend Raum und Kapazität hätten. Ange-

bote für Sport, Musik und Kultur können in Ganztags-

schulen bereitgestellt und abgesichert werden. Dabei 

ist allerdings zu berücksichtigen, dass jungen Men-

schen auch ein Leben außerhalb ihrer Schule wichtig ist 

– sie brauchen auch selbstbestimmte Zugänge zu Frei-

zeit, Kultur, Sport und Peers. Insgesamt kann aber ein 

beträchtlicher Teil der BuT-Leistungen über eine Stär-

Geldleistungen kommen bei den Kindern an

Für die USA untersucht die Studie „Baby‘s First 

Years“ den Effekt von zusätzlichen Geldleistungen  

mit Blick auf Familien in Armut. In einem breit an-

gelegten Experiment wurden 1.000 Mütter mit 

neugeborenen Kindern mit niedrigem Einkommen 

ausgewählt, die zufällig entweder 333 USD pro 

Monat oder aber eine kleine Summe von 20 USD 

über 76 Monate hinweg erhielten, über die sie frei 

verfügen konnten. Auch bei Auszahlung der höhe-

ren Summe veränderte sich der Alkohol- und Ziga-

rettenkonsum der Mütter nicht signifikant (Yoo et 

al. 2022), jedoch wurde mehr Geld für die Kinder 

bzw. für Aktivitäten mit den Kindern ausgegeben 

(Gennetian et al. 2022).

Es ist unbestritten, dass es auch Fälle gibt, in 

denen Eltern sich nicht gut um ihre Kinder küm-

mern und diese gefährden. Diese Familien brau-

chen besondere Unterstützung und Kontrolle. 

Allen (armen) Eltern zu misstrauen und sie unter 

einen Generalverdacht zu stellen, ist jedoch 

weder angebracht noch zielführend, wenn es um 

die Ausgestaltung sozialpolitischer Leistungen 

geht. Familien bilden in all ihrer Vielfalt die Keim-

zellen unserer Gesellschaft. Egal ob reich oder 

arm, sie verdienen Vertrauen und ihnen sollte die 

Freiheit gewährt werden, selbst im Interesse und 

zum Wohle ihrer Kinder zu entscheiden.

Ein Grund für die Einführung des BuT war ein  

tiefes Misstrauen gegenüber Eltern, ob sie Geld-

leistungen für ihre Kinder auch tatsächlich zu 

ihrem Wohl einsetzen. Bilder und Geschichten 

von Eltern, die Geld für Zigaretten, Alkohol oder 

die neueste Ausstattung an Handys und Flachbild-

fernsehern ausgeben, prägten damals und prägen  

bis heute die mediale Diskussion, wenn es um  

Familien im Grundsicherungsbezug geht. Dabei 

gibt es keine Evidenz dafür, dass Eltern Leistungen  

für ihre Kinder „zweckentfremden“ – weder in 

Deutschland noch international.

Vielmehr zeigen qualitative Studien, dass Eltern  

in finanziell belastenden Lebenssituationen ihre 

monetären Ressourcen eher den Kindern zur  

Verfügung stellen als sie für eigene Interessen zu 

verwenden (El-Mafaalani 2021). Sie sparen eher 

an sich selbst als bei den Kindern (z. B. Andresen/

Galic 2015, Diakonisches Werk 2011).

Quantitative Studien bestätigen diesen Befund: 

Es finden sich keine empirischen Belege dafür, 

dass Eltern mehr rauchen, Alkohol konsumieren  

oder Elektronikgeräte kaufen, wenn Leistungen  

wie das Kindergeld erhöht werden. Vielmehr 

geben die Eltern das Geld für Kinderbetreuung, 

Hobbies der Kinder oder auch eine größere  

Wohnung aus (Stichnoth et al. 2018). 
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Selbstverständlich kostet es Geld, wenn das BuT wirk-

lich von allen anspruchsberechtigten Kindern und Ju-

gendlichen genutzt würde. Diese höheren Kosten sind 

ein Ausdruck der verbesserten Realisierung sozialer 

Rechte von jungen Menschen (van Rießen 2026). Und 

dieses Geld wäre gut angelegt, denn Bildungs- und Teil-

habechancen sind die Voraussetzung dafür, dass junge  

Menschen in Zukunft selbstbestimmte und aktive Mit-

glieder unserer Gesellschaft werden. Kinder und Ju-

gendliche haben einen Rechtsanspruch auf Bildung und 

Teilhabe, den das BVerfG klar formuliert hat. Dieser ist 

einzulösen. 

Gleichzeitig können einfachere Verwaltungsverfahren 

dazu beitragen, dass auch Einsparungen realisiert wer-

den können. Mit Blick auf den Fachkräftemangel ist 

beides – gut ausgebildete junge Menschen, die in unse-

re Gesellschaft eingebunden sind, wie auch eine effizi-

ente und schlanke Verwaltung – unerlässlich.

Letzendlich könnte der Staat gerade am Beispiel des 

BuT zeigen, dass eine moderne und bürger:innennahe 

Verwaltung möglich ist und dazu beiträgt, dass sozial 

benachteiligte Kinder und Jugendliche gut aufwachsen 

können. Das würde das Vertrauen von Bürger:innen  

in den Staat und damit auch die Demokratie erhöhen. 

Wir werden daher in den kommenden Monaten mit  

Expert:innen aus Bund, Ländern, Kommunen, Wissen-

schaft und Zivilgesellschaft an konkreten, praxistaug

lichen Reformvorschlägen arbeiten und diese in die  

Debatte einbringen. Denn es wird Zeit, dass das BuT 

endlich die Kinder und Jugendlichen erreicht und un-

terstützt, die es dringend benötigen. 

über Regionen und ermöglicht eine echte Evalua

tion von Reformen. Dies sollte bei der Umsetzung 

von Reformen von Anfang an mitgedacht werden – 

auch um Sparpotenziale durch Digitalisierung und 

Bürokratieabbau sichtbar zu machen. 

Der Bundesgesetzgeber, der das BuT eingeführt hat, 

hat dafür Sorge zu tragen, dass die BuT-Leistungen 

auch bei den Kindern und Jugendlichen ankommen.  

Bei ihm liegt primär die Verantwortung, Länder und 

Kommunen in die Lage zu versetzen, die Leistung trans-

parent, einfach und kostengünstig zu erbringen. Sinn-

voll sind daher bundeseinheitliche Vorgaben und digi-

tale Portale bzw. Systeme, die die Kommunen für die 

Umsetzung nutzen können. Wenn jede Kommune neue 

Wege gehen muss, erzeugt dies unnötige Kosten und 

Komplexität. Es würde die Kommunen erheblich ent-

lasten und auch kommunale Unterschiede in der Bewil-

ligungspraxis vermeiden, wenn der Bund Rahmenbe-

dingungen für eine gute Administration schafft, die die 

kommunale Praxis einbezieht. 

Fazit

Das BuT ist derzeit selbst Teil des Problems, das es 

lösen soll: Ein Leistungssystem, das Teilhabe ermög

lichen soll, erschwert diese vielerorts durch seine büro-

kratische Ausgestaltung. Das ist nicht länger hinzuneh-

men. Für Kinder und Jugendliche darf es weder vom 

Geldbeutel der Eltern noch vom Wohnort abhängen, 

ob sie die notwendige Ausstattung und Unterstützung 

zum Lernen erhalten und am sozialen Leben teilhaben 

können. 

Dabei ist die Idee des BuT – ein Recht auf Persönlich-

keitsentfaltung und gesellschaftliche Teilhabe für  

Kinder und Jugendliche - gut. Im Idealfall würde dies 

dadurch gewährleistet, dass endlich kindgerechte Re-

gelbedarfe unter Beteiligung junger Menschen erfasst 

und gewährt werden. Der Gesetzgeber hat sich be-

wusst für einen anderen Weg entschieden. Daher soll-

te er nun auch dafür Sorge tragen, dass das BuT auch 

ankommt. Tut es das, ist es eine erhebliche Unterstüt-

zung für junge Menschen und ihre Familien.
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